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Das Sicherungsniveau in der Gesetzlichen Rentenver-

sicherung soll bis Ende der 2030er Jahre auf mindes-

tens 48 Prozent festgeschrieben werden. Dazu muss 

der Beitragssatz stärker angehoben werden, als die 

Bundesregierung noch im November erwartet hat. 

Mithilfe einer kapitalgedeckten „Stiftung Generatio-

nenkapital“ soll er ab dem Jahr 2036 bei etwa 22,3 Pro-

zent stabilisiert werden. Ob das gelingen kann, steht 

jedoch in den Sternen. 

Mit dem Rentenpaket II setzt die Bundesregierung ihr 

Versprechen aus dem Koalitionsvertrag um (Bundesre-

gierung, 2021). Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 

will das Sicherungsniveau in der Gesetzlichen Renten-

versicherung (GRV) bis Ende der 2030er Jahre bei min-

destens 48 Prozent festschreiben. An der Regelalters-

grenze von 67 Jahren soll nicht gerüttelt werden. Das 

kostet. Denn noch im November rechnete die Bundes-

regierung damit, dass der Beitragssatz bis zum Jahr 

2035 von aktuell 18,6 Prozent auf dann 21,1 Prozent 

steigen muss – vorausgesetzt, das Sicherungsniveau vor 

Steuern sinkt bis dahin von zuletzt 48,2 Prozent auf 

dann 45,4 Prozent (Bundesregierung, 2023, 37). 

Die Entwicklung wird vor allem durch den demografi-

schen Wandel getrieben. Denn mit der Alterung der ge-

burtenstarken Jahrgänge steigt in den kommenden an-

derthalb Jahrzehnten die Rentner-Beitragszahler-Rela-

tion von 0,52 auf 0,63 (Bundesregierung, 2023, 53). Die-

ser Anstieg bremst die jährliche Rentenerhöhung, in der 

Folge sinkt das Sicherungsniveau vor Steuern. Wird es 

stattdessen bei 48 Prozent fixiert, erhalten alle Rentner 

höhere Bezüge als ursprünglich erwartet, die Renten-

ausgaben steigen. 

Missverständliche Steuerungsgröße 

Das Sicherungsniveau vor Steuern errechnet sich aus 

dem Verhältnis der Standardrente – eine Rente nach 

45 Beitragsjahren mit jeweils durchschnittlichen Ver-

diensten – zum durchschnittlichen Arbeitnehmerver-

dienst nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen. 

Die Entwicklung des Sicherungsniveaus beschreibt, wie 

sich der Abstand zwischen Renteneinkommen und 

Durchschnittsverdiensten verändert. Bleibt die jährli-

che Rentenanpassung hinter der Entwicklung der 

durchschnittlichen Bruttolöhne und -gehälter zurück, 

sinkt das Sicherungsniveau. Eine Kürzung der Bezüge ist 

aber ausgeschlossen, davor schützt die Rentengarantie. 

Über die Höhe des individuellen Rentenanspruchs sagt 

die Kennziffer aber nichts aus. Denn darüber entschei-

det die Erwerbsbiografie. Hier gilt: Je länger die Er-

werbsphase und je höher die Entgelte, desto höher der 

Rentenanspruch. Deshalb vermag ein höheres Siche-

rungsniveau auch nicht treffsicher vor Armutsrisiken im 

Alter zu schützen, wenn die Erwerbsbiografie zu einer 

geringen Rente führt. Ob jemand im Alter als armutsge-

fährdet gilt, hängt im Übrigen von der Summe aller Ein-

kommen ab – einschließlich der eines Partners –, über 

die ein Haushalt verfügt (SVR, 2023, 368 ff.). 
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Höhere Ausgaben – höherer Beitragssatz 

Nach den langfristen Vorausberechnungen im Renten-

versicherungsbericht 2023 rechnete die Bundesregie-

rung für das Jahr 2035 mit Ausgaben in Höhe von 

596,6 Milliarden Euro (Bundesregierung, 2023, 38). Un-

terstellt man, dass die Ausgaben der GRV in dem glei-

chen Verhältnis wie das Sicherungsniveau gegenüber 

der Status-quo-Prognose steigen, ist dann stattdessen 

mit Ausgaben von 630,8 Milliarden Euro zu rechnen. 

Gleichzeitig geht die Vorausberechnung von einer Ge-

samteinnahme von 596,9 Milliarden Euro im gleichen 

Jahr aus (Bundesregierung, 2023, 40). Diese speist sich 

zum einen aus den Zahlungen der Versicherten und ih-

rer Arbeitgeber; zum anderen zahlt der Bund Zu-

schüsse. Wenn konstant 77 Prozent der GRV-Einnah-

men über Beiträge finanziert werden (Bundesregie-

rung, 2023, 41), dann führt ein Beitragssatz von 

21,1 Prozent nach den Schätzungen der Bundesregie-

rung im Jahr 2035 zu einem Aufkommen in Höhe von 

460 Milliarden Euro. Die verbleibenden 137 Milliarden 

Euro muss der Bund aus Steuermitteln zuschießen 

(Bundesregierung, 2023, 41). 

Im Jahr 2035 fehlen nach dieser überschlägigen Rech-

nung gut 34 Milliarden Euro auf der Einnahmenseite, 

um die zusätzlichen Ausgaben bei einem Sicherungsni-

veau von 48 Prozent decken zu können. Angenommen, 

auch diese Summe wird zu 77 Prozent über Beitragsein-

nahmen gedeckt, dann müssen die Beitragszahler 

26,3 Milliarden Euro zusätzlich aufbringen. Bei einem 

Aufkommen von geschätzt 21,8 Milliarden Euro je Bei-

tragssatzpunkt steigt der Beitragssatz im Jahr 2035 um 

weitere 1,2 Punkte auf dann 22,3 Prozent. Der Geset-

zesentwurf rechnet zwar mit etwas niedrigeren Zahlen, 

kommt aber auf den gleichen Beitragssatz (BMAS, 2024, 

29). Zur Deckung der verbleibenden Lücke muss der 

Bund seinen Zuschuss je nach Rechnung um 7 bis 8 Mil-

liarden Euro aufstocken. 

Allerdings steigt der Beitragssatz schon vorher stärker 

als ursprünglich erwartet (und analog der Bundeszu-

schuss). Denn das Sicherungsniveau sollte nach den ur-

sprünglichen Berechnungen bereits ab dem Jahr 2027 

unter die neue Haltelinie von 48 Prozent sinken (siehe 

Grafik). Zur Erfüllung des neuen Leistungsversprechens 

braucht es deshalb zum Beispiel im Jahr 2030 einen Bei-

tragssatz von 20,7 Prozent statt von 19,9 Prozent. Die 
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höhere Beitragsbelastung setzt schon in drei Jahren ein 

und baut sich dann sukzessive immer weiter auf. 

Kapitalerträge statt Beitragseinnahmen? 

Erst ab dem Jahr 2036 will die Ampel den weiteren Bei-

tragssatzanstieg mithilfe einer „Stiftung Generationen-

kapital“ bremsen. Bis dahin soll ein Vermögen gebildet 

und am Kapitalmarkt angelegt werden, um dann die Er-

träge jährlich an die Rentenkasse überweisen zu kön-

nen. Die Idee dabei: Werden Beitragseinnahmen durch 

die Erträge aus der Kapitalanlage ersetzt, muss der Bei-

tragssatz weniger stark steigen. 

Allerdings wurde bislang noch kein Vermögen gebildet. 

Für den Kapitalaufbau stellt der Bund in diesem Jahr 

erstmals ein steuerfinanziertes Darlehen von gut 

12 Milliarden Euro bereit. Diese Summe soll jedes Jahr 

mit 3 Prozent gesteigert und auch in den folgenden Jah-

ren bereitgestellt werden. Außerdem sollen Vermö-

genswerte in Höhe von 15 Milliarden Euro an die Stif-

tung übertragen werden. Bis zum Jahr 2035 erwartet 

die Bundesregierung ein Stiftungsvermögen von 

200 Milliarden Euro. Das setzt allerdings eine jährliche 

Anlagerendite von gut 4 Prozent voraus, die zusätzlich 

in den Fondsaufbau fließt. Der Kapitalbedarf fiele gerin-

ger aus, wenn höhere Renditen erzielt werden können. 

Für eine realistische Erwartung gilt es aber zu beden-

ken, dass der Kapitalwert erhalten werden muss, damit 

auch in den Folgejahren Erträge in gleicher Höhe erwirt-

schaftet werden können. Außerdem muss die Liquidität 

gesichert werden, damit die Rentenkasse zuverlässig 

mit jährlichen Überweisungen rechnen kann. Beides 

kostet Renditechancen. 

Ab dem Jahr 2036 sollen durchschnittlich 10 Milliarden 

Euro pro Jahr an die Rentenkasse überwiesen werden – 

dafür braucht es dann aber schon eine Rendite von 

5 Prozent. Allerdings droht der Beitragssatz auch da-

nach zu steigen, weil die Bevölkerung weiter altert (SVR, 

2023, 297). Um einen Beitragssatz von 22,3 Prozent an-

nähernd konstant halten zu können, muss deshalb zu-

sätzliches Kapital aufgebaut werden. Denn soll ein hö-

herer Beitragssatz auch in den 2040er Jahren vermie-

den werden, braucht es höhere Erträge, die an die Ren-

tenkasse überwiesen werden können. Das steuerfinan-

zierte Darlehen bleibt dagegen bestehen. Wollte man 

das tilgen, müssten die Erträge erst dafür verwendet 

werden, ehe sie an die Rentenkasse fließen können. 

Fazit 

Aufgrund der demografischen Entwicklung muss der 

Beitragssatz steigen, selbst wenn das Sicherungsniveau 

sinkt. Das Rentenpaket II führt zu noch höheren Bei-

tragsbelastungen, ohne dass ein Sicherungsniveau von 

48 Prozent treffsicher vor Armutsrisiken im Alter 

schützt. Insbesondere für jüngere Arbeitnehmer wird 

damit der Spielraum für die eigenverantwortliche Vor-

sorge immer enger. Die bleibt aber notwendig, um den 

Lebensstandard im Alter sichern zu können. Ob sich 

weitere Beitragssatzerhöhungen nach 2035 vermeiden 

lassen, steht dagegen in den Sternen. Dafür müssten 

sich kommende Bundesregierungen verpflichten, den 

Vermögensaufbau fortzusetzen. Fehlen dafür die Mittel 

oder werden andere wirtschafts- und sozialpolitische 

Prioritäten gesetzt, geht die Rechnung nicht mehr auf. 
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